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Was Sie in diesem Buch erwartet

Psychologie, Psychoanalyse und Psychiatrie sollen dazu beitragen, dass wir das, was in unserem Leben geschieht, besser verstehen. In diesem Buch finden Sie Erklärungsansätze für das Phänomen Corona-Krise und dessen Begleiterscheinungen. Es geht also darum, besser zu verstehen, was eigentlich passiert ist und was noch passiert, und darum, Zusammenhänge herzustellen und Hintergrundfaktoren zu erhellen, denn solange diese nicht bekannt sind, wirken sie umso drastischer.

Hans-Joachim Maaz beschäftigt sich mit der Bedrohungslage, wie sie durch die ausgerufene Corona-Pandemie entstanden ist. Bei den weitverbreiteten Ängsten differenziert er zwischen einer Realangst, einer politisch-medial geschürten Ängstigung und aktivierten individuellen Ängsten des persönlichen Lebens. Maaz sieht die Gefahr, dass Ängste verschiedenster Ursachen allein auf das Virus projiziert werden. Er beschreibt und erklärt die verheerenden Folgen der Corona-Maßnahmen für die individuelle Gesundheit und für das soziale Zusammenleben sowie die Gefahr eines neuen gesellschaftlichen Autoritarismus.

Dietmar Czycholl beschreibt psychologisch auffällige Erscheinungen der Corona-Krise. Ausgehend von den Symptomen »Regression« und »Angst« beantwortet er die Frage: Mit welcher Art von Störung haben wir es zu tun – auf individueller, kollektiver und gesamtgesellschaftlicher Ebene?

Der Kommunikationspsychologe Aaron Czycholl erklärt, wie Masken- und Abstandszwang auf uns wirken. Er betont die für den Menschen existenzielle Bedeutung von Kommunikation und den besonderen Stellenwert der Körpersprache. Eindrucksvoll schildert er die Folgen der Einschränkungen wesentlicher Formen des menschlichen Austauschs und Miteinanders.





DIETMAR CZYCHOLL / HANS-JOACHIM MAAZ

Einführung

Was für ein Witz, meine Herrschaften!

Man stelle sich vor:

So ein Witz! So ein Witz!

Was für ein Schwindel! Ahlala!

Welch gigantischer Schwindel!

Eugène Ionesco1

Zugegeben: Es hätte einen ja schon beeindrucken können. Neuartiges Virus! Epidemie! Pandemie! Weltweite Bedrohung! Grauenhafte zu befürchtende Opferzahlen! Wenn es nur nicht das gleiche Spiel schon wieder und wieder gegeben hätte: Sars, Schweinegrippe, Vogelgrippe, Zika, Ebola – im Schnitt alle zwei Jahre ein »globaler Gesundheitsnotstand«, am Ende jeweils mit realen Betroffenen- und Opferzahlen, die weit hinter denen der üblichen Grippewellen und Ähnlichem zurückblieben. Man stelle sich vor: Zehnmal hat man die Erfahrung gemacht, dass es nur ein Betrugsversuch war, als jemand anrief und sagte: »Herzlichen Glückwunsch! Sie haben 10.000 Euro in der Lotterie gewonnen! Um das Geld zu erhalten, müssen Sie nur noch 500 Euro auf folgendes Konto überweisen …« Wird man dann beim elften derartigen Anruf darauf hereinfallen und sagen: »Super. ja klar, da überweise ich schnell mal das Geld!«?

Dem könnte eine alte Geschichte entgegengehalten werden: Auch dem Hirtenjungen, der sich zehnmal den Spaß erlaubt hat, die anderen Hirten mit einer falschen Notmeldung, der Wolf sei in die Herde gefahren, aufzuscheuchen, wird niemand mehr glauben – auch dann nicht, wenn der Wolf wirklich einmal gekommen ist. Immerhin sollten die anderen Hirten dann nicht zum elften Mal Panik bekommen. Sie sollten aber auch nicht völlig untätig bleiben. Sie sollten einfach vorsichtshalber und in aller Ruhe nachsehen und sich davon überzeugen, was an der Sache dran ist.

Es ist schon oft darauf hingewiesen worden: Hätte man in einem beliebigen der vergangenen zehn Jahre das Krankheitsgeschehen der Influenzawellen mit der gleichen Intensität beobachtet, wie es im Jahr 2020 mit Covid-19 geschehen ist, hätte man in gleicher Frequenz getestet, kontrolliert, nachverfolgt und »geforscht«, es wären wohl weitaus höhere Infiziertenzahlen registriert worden als bei Covid-19. Dass es im Zusammenhang mit vielen Grippewellen deutlich mehr Todesopfer gegeben hat als bislang bei Covid-19, ist offiziell erfasst worden (z. B. 2017/18 mehr als 25.000 in Deutschland in einem Jahr). Die Sterblichkeitsrate bei Covid-19-Erkrankungen ist aufgrund einer anzunehmenden hohen Dunkelziffer unbekannt. Datenanalysen kommen zu einer fallbezogenen Fatalitätsrate (Infection fatality rate) im unteren Promillebereich, was den Raten bei Influenza vergleichbar ist (Ioannidis, 2020).2 Kontrollen, Nachverfolgung und mediale Aufmerksamkeit haben jedoch bei den »üblichen« Infektionen niemals ein solches Ausmaß erreicht wie bei Covid-19. Die Behauptung eines Gesundheitsnotstands hat zu überzogenen Maßnahmen geführt und mediale Reaktionen hervorgerufen, die man psychiatrisch treffend als »überwertige Idee« oder mit den Worten des Kriminologen Wolfgang De Boor als »Monoperzeptose«, als pathologische massive Wahrnehmungseingrenzung, kennzeichnen könnte.

Nun heißt es aber, die Maßnahmen seien nicht überzogen gewesen. Im Gegenteil: Sie hätten erfolgreich zur »Eindämmung des Infektionsgeschehens« geführt. Es sei leicht, zu klagen und zu kritisieren, da die Gefahr bereits mit geeigneten Maßnahmen reduziert worden sei. Ohne diese Maßnahmen wäre es wahrscheinlich viel schlimmer gekommen. Die Rede ist vom sogenannten Präventionsparadox. Auch dem kann man eine alte Geschichte entgegenhalten: Herr K., Patient einer psychiatrischen Klinik, steht auf dem Stationsgang, gibt laute Zischlaute von sich und schlägt in alle Richtungen mit einem Handtuch um sich. Der hinzukommende Psychiater fragt ihn: »Herr K., was tun Sie denn da?« Darauf antwortet Herr K: »Ich vertreibe die ganzen Tiger!« Der Psychiater erwidert: »Aber hier gibt es doch weit und breit gar keine Tiger!« und Herr K: »Da sehen Sie, wie gut meine Maßnahmen wirken!«

Es wird befürchtet, dass »Infektionsschutzmaßnahmen« und ihre wirtschaftlichen und psychosozialen Folgen insgesamt zu einer Zahl von Todesopfern führen könnten, die weit über der Zahl der Covid-19-Opfer liegt. Zahlreiche Menschen wurden aus Einrichtungen der Altenhilfe, ja sogar aus Palliativstationen aufgrund von Erkältungssymptomen beziehungsweise zweifelhafter Corona-Testergebnisse auf Intensivstationen verlegt und dort mit Medikation und Intubationsmaßnahmen traktiert, was in hohem Alter und bei Vorerkrankungen mitunter schwer zu überleben ist. Besuchsverbote in Altenheimen haben zu Vereinsamung geführt und Altersdepressionen verstärkt. Menschen wurden ihrer wirtschaftlichen Existenz beraubt, Lebensentwürfe infrage gestellt.

»Vielleicht werden wir uns fragen lassen müssen, wie wir die medizinische Versorgung jenseits der Vorbereitung einer Versorgung von Covid-19-Patienten so herunterfahren konnten? Wie wir schwer kranken Menschen nur Notfallbehandlungen anbieten konnten? Mit welcher medizinischen Begründung wir Menschen ohne Beisein ihrer Angehörigen an den Folgen von Covid-19 sterben lassen konnten oder Angehörigen das Recht genommen haben, ihre schwer kranken Eltern, Geschwister oder Kinder zu begleiten? Wie wir Menschen, die dringende Hilfe benötigten, durch eine Schließung von versorgenden Einrichtungen, sei es Krankenhäusern, Rehabilitationseinrichtungen oder Beratungsstellen, notwendige Hilfe oder anstehende Behandlungen erschwerten oder den Zugang zum Hilfesystem mit Hürden ausstatteten, die die allgemeine Sicherheit erhöhen sollten, im Einzelfall aber zur Verschlechterung der individuellen Situation führten?« (Batra, 2020)3

Generationen von Bundesbürgern sind mit der Gewissheit aufgewachsen, dass das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland die verbindliche Basis des Lebens in diesem Land darstellt. Angriffe auf dieses Grundgesetz wurden stets mit Vehemenz verurteilt. Politisch Andersdenkenden wurde mit Berufsverboten verdeutlicht, dass der Staatsdienst die Loyalität zum Grundgesetz voraussetzt. Politische Parteien, deren Ziele sich nicht mit dem Grundgesetz vertrugen, wurden verboten oder vom Verbot bedroht. Zuwanderern wurde die Geltung des Grundgesetzes als verbindlich erklärt. Zu diesem Zweck sind in den vergangenen Jahren Ausgaben des Grundgesetzes in verschiedenen Sprachen, z. B. in Arabisch, aufgelegt und verteilt worden. Unter Berufung auf Artikel 13 des Grundgesetzes wurden nun in Anwendung der Bestimmungen des Infektionsschutzgesetzes massive Einschränkungen der garantierten Grundrechte verfügt (z. B. GG Artikel 1,1; 2,1; 2,2; 8,1). Die Einschränkungen der Grundrechte, die seit März 2020 von der Exekutive verordnet worden sind, erfahren mit der mehrheitlichen Annahme des »Dritten Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite« im Bundestag nachträglich und zukünftig eine gesetzliche Grundlage, mit der sich die Legislative durch die Feststellung einer Epidemie von nationaler Tragweite selbst entmachtet. Wenn für eine solche Diagnose keine hinreichend evidenzbasierten Kriterien belegt werden, wächst die Gefahr, dass das demokratische Zusammenspiel von Legislative, Exekutive und Judikative aufgegeben wird.

Die Basis dafür bildet die Ausrufung des globalen Gesundheitsnotstands durch die Weltgesundheitsorganisation (WHO) und die Meinung einiger Experten. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, dass ähnliche Maßnahmen bei früheren Notstandsausrufungen durch die WHO nicht ergriffen worden sind und dass im Rahmen der politischen Entscheidungsfindung nur wenige Experten gehört wurden, während andere – wohlgemerkt unbestreitbar wissenschaftlich renommierte – Experten und ihre Stellungnahmen systematisch ignoriert worden sind. Die Einschränkung der Grundrechte wurde und wird begründet durch ein angenommenes Primat des Grundrechts auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 GG). Schon bald wurde von Rechtswissenschaftlern und auch vom Deutschen Ethikrat u. a. darauf hingewiesen, dass die Annahme dieses Primats unzutreffend sei. Anderenfalls wäre auch nicht zu erklären, dass es zahlreiche lebensgefährdende Aktivitäten, Verhaltensweisen, Umwelt- und Verkehrsfaktoren gibt, die in der Tat alljährlich Zehntausende Todesopfer fordern, aber dennoch nicht verboten sind (z. B. Straßenverkehr, Alkoholkonsum, Luftverschmutzung u. v. m.). Bei vielen politischen Entscheidungen haben doch offenbar und bekanntermaßen wirtschaftliche Interessen und Einflussnahmen der entsprechenden Interessenten traditionell eine größere Rolle gespielt als das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Einschränkung der Grundrechte, die seit März 2020 über Wochen und Monate aufrechterhalten wurde und in wechselnder Intensität bis heute (Dezember 2020) andauert, wäre ohne die wachsende Zustimmung und Unterstützung durch die großen Medien nicht denkbar gewesen. Kritiker der Maßnahmen und ihrer wissenschaftlichen Grundlagen wurden abgedrängt und aus der medialen Darstellung ausgeschlossen. Den vorläufigen Höhepunkt fand diese Ausgrenzungspolitik in stigmatisierenden Bezeichnungen für Kritiker wie »Corona-Leugner«, Beleidigungen wie »Covidioten« und ihrer Identifizierung mit Rechtsradikalen, weltfremden »Verschwörungstheoretikern« u. a. m. Diese mediale Haltung entspricht offenbar den im Strategiepapier des Bundesinnenministeriums »Wie wir COVID-19 unter Kontrolle bekommen«4 enthaltenen Vorgaben. Zudem wurde von Werbeagenturen eine Kampagne inszeniert, die durch Spots mit launiger Musik, durch Prominenten-»Statements« und durch fortwährende Einblendungen à la »Wir bleiben zu Hause« oder »Gemeinsam – mit Abstand« die freiheitsberaubenden Maßnahmen verharmlost und schönredet. Das verbindet sich mit der Liebe zu dem Paradox, als Grundlage »solidarischen« und »sozialen« Verhaltens gerade solche Bestimmungen zu verkaufen, die antisozial und separierend wirken, den anderen als potenziell gefährlich und infektiös darstellen und ein Denunziantentum fördern. Während der gesamten Corona-Krise besteht zudem die mediale Tendenz zu einem spezifischen Framing der Darstellungen, die Tendenz zu einer Berichterstattung, die Entsetzen und Angst verbreitet und so eine eingeschüchterte und fügsame Haltung der Bevölkerung erreichen sollte. Eine vergleichsweise kleine Ausnahme bildete die Umformulierung der alltäglichen Meldungen über »Corona-Todesfälle«: Nachdem allzu offenkundig geworden war, dass in diese Zählungen auch Todesfälle eingingen, die völlig andere Ursachen als eine Covid-19-Erkrankung hatten, war fortan die Rede von »an oder mit Corona Verstorbenen« oder von »im Zusammenhang mit einer Corona-Infektion Verstorbenen«. Das Problem des Verhaltens der Mainstream-Medien in der Corona-Krise bedarf umfassender Analysen. Es ist anzunehmen und zu hoffen, dass solche Analysen und vor allem die daraus abzuleitenden Konsequenzen nicht lange auf sich warten lassen werden. Ein Beispiel wollen wir hier genauer betrachten:

Im Heute-Journal des ZDF leitet Moderatorin Marietta Slomka am 11. Mai 2020 einen Beitrag über eine Hannah-Arendt-Ausstellung folgendermaßen ein:

»Wer in diesen Zeiten verstört ist angesichts der Anhänger von Verschwörungstheorien, die sich absurden Behauptungen hingeben, wissenschaftlichen Erkenntnisprozessen verweigern und seriösen Institutionen böse Absichten unterstellen, die von Propagandisten verführt werden oder meinen, man könne ja eh keinem mehr irgendetwas glauben – wer das verstörend findet, mag an Hannah Arendt denken, an einen ihrer vielen berühmten klugen Sätze zu Faschismus und Nationalsozialismus. Zitat: ›Ein Volk, das nichts mehr glauben kann, wird nicht nur seiner Handlungsfähigkeit beraubt, sondern auch seiner Fähigkeit zu denken und zu urteilen, und mit einem solchen Volk kann man dann tun, was man will.‹«

Es soll also der Eindruck entstehen, Hannah Arendt habe mit ihrer Aussage vor der Zerrüttung des Volksglaubens durch irgendwelche Außenseiter und ihre abwegige Kritik an »seriösen Institutionen« und der Wissenschaft gewarnt. Sehen wir das Zitat jedoch nicht aus seinem Zusammenhang gelöst, sondern vollständig, wird deutlich, dass sie vor etwas ganz anderem gewarnt hat, nämlich vor dem Verlust der Pressefreiheit, vor der Vereinseitigung öffentlicher Darstellungen und vor den Lügen der Regierungen und ihrer Erfüllungsgehilfen:

»Von dem Augenblick an, in dem keine Pressefreiheit mehr existiert, kann alles Erdenkliche geschehen. Was einer totalitären oder sonst gearteten Diktatur ermöglicht, Herrschaft auszuüben, ist die Uninformiertheit der Bevölkerung: Wie sollen Sie sich eine Meinung bilden, wenn Sie nicht informiert sind? Die Wirkung dessen, dass Sie ständig und von allen Seiten belogen werden, ist nicht etwa die, dass Sie den Lügen Glauben schenken, sondern die, dass keiner auch nur irgendetwas mehr glaubt. Denn es liegt in der Natur von Lügen, dass sie ständig angepasst werden müssen; eine Regierung, die Lügen verbreitet, wird andauernd damit beschäftigt sein, die eigene Geschichte neu zu schreiben. Als Rezipient bekommt man also nicht nur eine Lüge – eine, die uns für den Rest unserer Tage zufriedenstellen sollte, sondern eine Vielzahl von Lügen, je nachdem, wohin der politische Wind gerade weht. Und ein Volk, das nichts mehr glauben kann, kann sich auch nicht mehr zu etwas entschließen. Man hat es nicht nur der Fähigkeit zu handeln beraubt, sondern auch des Denk- und Entscheidungsvermögens. Und mit einem solchen Volk können Sie tun, was Sie wollen.« (Hannah Arendt, Interview mit Roger Errera, 1973, Erstausstrahlung 1974, übersetzt von Iain Galbraith)

Dieses Beispiel zeigt, wie subtil mitunter die Verkehrung der Tatsachen zur Anwendung kommt, wenn es darum geht, Meinungen zu verbreiten und zu etablieren. Mit solchen Verkehrungen haben wir es im Zusammenhang mit der Corona-Krise auf vielfältige Weise zu tun, wie in den Beiträgen dieses Bandes an verschiedenen Stellen deutlich wird. Das fängt schon beim Namen des Seuchenerregers an: St. Corona ist eine Märtyrerin, die – wie in der katholischen Hagiografie und dem entsprechenden Heiligenkult üblich – den Gläubigen als Patronin Hilfe bei allerlei Lebensproblemen bietet: Unter anderem ist sie eine Schutzheilige, die gegen die Seuchen angerufen wird …





HANS-JOACHIM MAAZ

Pandemie – Panikdemie – Plandemie

Das Virus und die Verhältnismäßigkeit der (Zwangs-)Maßnahmen

Als am Anfang der Pandemie durch ein neues, noch unbekanntes Virus eine gefährliche Bedrohungssituation angenommen werden konnte, waren politische Entscheidungen notwendig und Schutzmaßnahmen angemessen. Aber sehr bald wurde erkennbar, dass es sich nicht um ein »Killervirus« handelt, die realen Erkrankungs- und Todeszahlen die verordneten Maßnahmen nicht rechtfertigen und daher als unverhältnismäßig zu beurteilen sind. Der politische, wirtschaftliche, gesundheitliche und psychologische Schaden durch die übertriebenen Anti-Corona-Maßnahmen ist so groß, wie es bislang in »Friedenszeiten« nicht vorstellbar war. Der französische Präsident Emmanuel Macron hat als Erster davon gesprochen, dass wir uns im Krieg befinden. Damit wurden die zu erwartenden destruktiven Schäden erstmals einem Virus oder den angeblich notwendigen Schutzmaßnahmen zugeordnet. Mit den dann folgenden Einschränkungen der Grundrechte, den falschen Informationen, der politisch gewollten Panikmache, der Verhinderung eines wissenschaftlichen Disputes, einer undemokratischen Diffamierung von Kritikern und dem anwachsenden Protest bei zugleich irrwitzigen, nahezu paranoischen Verordnungen wurde erkennbar, dass es nie wirklich um Corona gegangen ist. Die Pandemie ist politisch missbraucht und schlimmstenfalls sogar inszeniert worden. Die von der Regierung und besonders vom Gesundheitsministerium vorgetragene Begründung für die einschneidenden Anti-Corona-Maßnahmen – die Bevölkerung schützen zu wollen und dafür zu sorgen, dass die medizinischen Versorgungsmöglichkeiten nicht überfordert werden – konnte man noch verstehen. Allerdings musste aber alsbald die Redlichkeit der Argumente infrage gestellt werden. Wieso werden gegenwärtig solch belastende und zerstörende Verordnungen erlassen, die es bisher (selbst bei schwereren Grippewellen) nicht gab? Durch die medizinischepidemische Situation lässt sich das nicht begründen. Also entsteht der Verdacht einer politischen Strategie.

Wenn man an die Zahl Verkehrstoter (3000 bis 4000 pro Jahr) oder an die tödliche Bedrohung durch multiresistente Keime in den Krankenhäusern denkt (bis 20.000 Tote pro Jahr), müsste man in der Logik der Anti-Corona-Maßnahmen die Teilnahme am Straßenverkehr drastisch einschränken oder das Betreten von Krankenhäusern solange verbieten, bis eine Ansteckungsgefahr mit tödlichen Keimen verhindert werden kann. Das ist kaum vorstellbar, aber durch ein angemessenes Engagement möglich, anders als Corona-Infektionen aus dem normalen Alltag zu verbannen. An dieser Stelle werden die politischen Maßnahmen und die durchgängig medialen Verzerrungen der Realität ausgesprochen fragwürdig, zumal inzwischen erkannt worden ist, dass die Erkrankungsgefahr, die Schwere der möglichen Erkrankung und die Sterblichkeit nicht größer sind als bei den jährlichen Grippewellen. Außerdem weiß man, dass die Gefährlichkeit der Covid-19-Erkrankung mit dem Lebensalter der Menschen und bei bestehenden schweren Vorerkrankungen zunimmt, für einen großen Teil der Bevölkerung aber keine besondere Gefahr besteht.

Daraus ergibt sich ein Fragenkomplex, der zu wenig öffentlich diskutiert wird. Nicht allein die Frage der Verhältnismäßigkeit der Maßnahmen muss gestellt, sondern es muss gefragt werden, warum überhaupt Maßnahmen und Verordnungen erforderlich sind? Warum nicht Informationen, Aufklärung, Beratung und Empfehlungen – ohne Panikmache – genügen, um damit die Verantwortung im Umgang mit einer Gefahr in die Hände eines jeden Menschen zu legen und besonders Hilfsbedürftigen und Gefährdeten eine spezifische Unterstützung anzubieten. Ein solches Vorgehen entspräche den Werten einer freiheitlichdemokratischen Gesellschaft mit dem Recht eines jeden, über die Gefahren und den Schutz seines Lebens selbst zu entscheiden – so wie es auch für die Teilnahme am Straßenverkehr, das Betreiben gefährlicher Sportarten, berufliche Belastungen, stressreiches Leben, Fragen der Ernährung und des Konsums von Alkohol und Nikotin, der Einnahme von Medikamenten und Drogen, die Selbstverantwortung bei Erkrankungen jeder Art und den Umgang mit Sexualität zutrifft. Wieso übernimmt der Staat plötzlich eine generelle Vormundschaft? Wieso lässt sich eine Mehrheit der Bevölkerung zu widerspruchslosen Mündeln degradieren? Hier drängt sich der Verdacht auf, dass verborgene Interessen Mächtiger und eine uneingestandene psychosoziale Abhängigkeit, Bedürftigkeit und Ängstlichkeit vieler Menschen in einer Kollusion verbunden sind. Dieses Zusammenspiel von verheimlichten Interessen und weit verbreiteter verborgener seelischer Verstörung bedeutet eine große Bedrohung eines freien und vielfältigen demokratischen Diskurses.

Krieg gegen das Virus

Der »Krieg« gegen ein Virus ist nicht wirklich zu gewinnen; der »Feind« kann nicht vollkommen vernichtet werden. Wir müssen lernen, mit der Bedrohung zu leben – wie schon immer seit Menschengedenken. Bezogen auf Sars-Cov-2 sind Infektionen und Erkrankungen unvermeidbar. Eine angemessene Prophylaxe und Therapie sind natürlich erstrebenswert. Aber die Kriegserklärung gegen ein Virus hat zu Maßnahmen geführt, die zu einem Krieg der Regierenden gegen die Bevölkerung pervertiert sind. In dem Moment, in dem die Pandemie zu einer Panikdemie verwandelt wurde, entsteht eine nahezu perfide Situation, in der die Zerstörung sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Verhältnisse von den betroffenen Kriegsopfern selbst vollzogen werden muss. Und Kriegsgegner werden wie bei allen Kriegen verfolgt und bestraft. Vom »Covidiot« zum »Gefährder« und »Bedroher« und schließlich zum »Deserteur« ist es nur ein kurzer Weg.

Wenn die Kriegserklärung einer Plandemie folgt, sind alle friedliebenden Menschen, voran die Friedensbewegten, herausgefordert, einen Waffenstillstand zu fordern und zu erzwingen – im Sinne von: Stell dir vor, es ist Krieg und keiner geht hin!

Was heißt das bei einer Virusgefahr? Ein Vernichtungsfeldzug ist irreal und erzeugt wesentlich mehr »Kollateralschäden« als virale Kriegsfolgen. Waffenstillstand heißt: Wir müssen die Gefahr als unvermeidbar akzeptieren und damit auch Erkrankung und Tod, so wie wir auch den verantwortlichen Umgang mit HIV gelernt haben. In Frieden mit dem Virus zu leben heißt: sich gut und umfassend zu informieren und sich nicht nur informieren zu lassen, Schutzmaßnahmen in eigener Verantwortung zu prüfen, anzunehmen oder abzulehnen, das Erreichen einer Herdenimmunität als besten kollektiven Schutz zu befördern und die Verhältnismäßigkeit von Hilfen für sich selbst zu entscheiden und für die Gemeinschaft im demokratischen Diskurs zu klären. Es heißt nicht, Anordnungen unhinterfragt zu befolgen. Wir verbleiben in einem unendlichen Kriegszustand, wenn wir vor einer nie endenden Infektionsgefahr nur angstvoll auf der Flucht sind oder glauben, siegen zu können. Dann droht die Gefahr, dass ein politisch-ökonomischer Plan, die Pandemie und eine Panikdemie nutzend, vollzogen werden kann – ohne eine demokratische Legitimierung.

Indem eine Infektionsangst aufrechterhalten wird, können demokratische Verhältnisse zunehmend in autoritäre Anordnungen verwandelt werden. Wer Demokratie erhalten will, der muss akzeptieren, dass man sich anstecken, dass man erkranken und sterben kann. Keine Regierung dieser Welt und keine Maßnahme können das verhindern. Erst auf der Grundlage einer realitätsgerechten Klarheit können auch – nicht mehr Angst getriggert – vernünftige und verhältnismäßige Schutz- und Behandlungsmaßnahmen getroffen werden. Das ist in erster Linie eine Frage der Selbstverantwortung und der Qualität medizinischer Versorgung.

Symptomatische Maßnahmen (AHA-Regel) sind begrenzt hilfreich, sollten aber auf keinen Fall vordergründig Gegenstand ablenkenden konfliktreichen Streites sein, wie es in zahlreichen Talkshows und Berichten zu beobachten ist. Damit wird der Blick auf komplex-systemische Ursachen verhindert und von den Veränderungen in den globalen politischen und wirtschaftlichen Machtverhältnissen abgelenkt. Wir müssen stattdessen Erkenntnisse über eine gestörte Lebensweise und normopathische Gesellschaftsverhältnisse gewinnen und diskutieren, wie Ernährung, soziale Sicherheit, mitmenschliche Bezogenheit wesentlich verbessert werden können. Wir müssen auch die Zusammenhänge begreifen, durch die unser Immunsystem geschädigt wird und wie es verbessert werden kann. Brauchen wir autoritäre Maßnahmen, um zugunsten einer Herrschaftselite zu überleben oder ringen wir um eine beziehungskulturell verankerte und nicht narzisstisch geprägte Demokratie, um besser miteinander leben zu können?

Krieg belastet und zerstört schließlich alle und alles. Symptomatischer Kampf lenkt ab von notwendiger systemischer Erkenntnis, Verantwortung und Veränderung. Angst schaltet Vernunft aus und fördert Abhängigkeit und führt zum Verlust demokratischer Freiheiten.

Im Mittelpunkt aller Bemühungen um Infektionsschutz sollte unser Immunsystem stehen: nicht nur körperlich-medizinisch, sondern auch seelisch-sozial – was zusammengehört. Und für unser seelisch-soziales Immunsystem, das wir in der Psychotherapie Resilienz nennen, brauchen wir Frieden: zuerst mit uns selbst, um dann auch mit anderen friedfertig zusammenleben zu können. Im Verständnis für unsere eigenen Bedürfnisse und Schwächen entwickeln wir Empathie für andere. Und mit einer guten Selbstakzeptanz werden wir wehrhaft gegen jede Form äußerer Bedrohung.

Geschürte Angst (Panikdemie) führt zur Spaltung der Gesellschaft

Mochte man zu Beginn der Pandemie den Politikern noch zugutehalten, dass in einer schwierigen, unklaren Situation wie dieser auch fehlerhafte Entscheidungen möglich sind, so hat sich die Beurteilung im Laufe der Zeit doch massiv gewandelt. Selbst das Zugeständnis narzisstischer Strukturen, wie sie bei Politikern eher häufig anzutreffen sind und die das Eingeständnis von Fehlern und Irrtümern erschweren, helfen hier nicht weiter.

Fragwürdige Angaben, z.
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